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923/A XXVI. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Kai Jan Krainer, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1988 geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

 Änderung des Einkommensteuergesetz 1988  
Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 
400/1988, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 100/2018, wird wie folgt geändert: 

 

 1. § 33 Abs. 5 Z 2 lautet:  

(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden 
Dienstverhältnis stehen folgende Absetzbeträge zu: 

 1. … 

 (5) Bei Einkünften aus einem bestehenden 
Dienstverhältnis stehen folgende Absetzbeträge zu: 

 1. … 

 2. Bei Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß 
§ 16 Abs. 1 Z 6 erhöht sich der 
Verkehrsabsetzbetrag auf 690 Euro, wenn das 
Einkommen des Steuerpflichtigen 12 200 Euro 
im Kalenderjahr nicht übersteigt. Der erhöhte 
Verkehrsabsetzbetrag vermindert sich zwischen 
Einkommen von 12 200 Euro und 13 000 Euro 
gleichmäßig einschleifend auf 400 Euro. 

 

 „2. Bei Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß 
§ 16 Abs. 1 Z 6 erhöht sich der 
Verkehrsabsetzbetrag auf 850 Euro, wenn das 
Einkommen des Steuerpflichtigen 12 200 Euro 
im Kalenderjahr nicht übersteigt. Der erhöhte 
Verkehrsabsetzbetrag vermindert sich zwischen 
Einkommen von 12 200 Euro und 13 400 Euro 
gleichmäßig einschleifend auf 400 Euro.“ 

 2. Bei Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß 
§ 16 Abs. 1 Z 6 erhöht sich der 
Verkehrsabsetzbetrag auf 690850 Euro, wenn 
das Einkommen des Steuerpflichtigen 12 200 
Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. Der 
erhöhte Verkehrsabsetzbetrag vermindert sich 
zwischen Einkommen von 12 200 Euro und 
13 000 13 400 Euro gleichmäßig einschleifend 
auf 400 Euro. 

 2. In § 33 Abs. 5 wird nach Z 2 folgende Z 3 eingefügt:  

  „3. Ein Arbeitnehmerabsetzbetrag von 300 Euro 
jährlich. Dieser Absetzbetrag vermindert sich 
gleichmäßig einschleifend zwischen zu 
versteuernden laufenden Einkünften von 17 000 

 3. Ein Arbeitnehmerabsetzbetrag von 300 Euro 
jährlich. Dieser Absetzbetrag vermindert sich 
gleichmäßig einschleifend zwischen zu 
versteuernden laufenden Einkünften von 17 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Euro und 25 000 Euro auf null.“ 000 Euro und 25 000 Euro auf null. 

 3. In § 33 Abs. 6 Z 3 wird die Zahl „400“ durch die Zahl 
„600“ ersetzt. 

 

(6) Stehen einem Steuerpflichtigen die 
Absetzbeträge nach Abs. 5 nicht zu und erhält er Bezüge 
oder Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 oder 2 für 
frühere Dienstverhältnisse, Pensionen und gleichartige 
Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 oder Abs. 1 Z 4 bis 
5, steht ein Pensionistenabsetzbetrag gemäß Z 1 und Z 2 
oder gemäß Z 3 zu. Bei Einkünften, die den Anspruch 
auf einen Pensionistenabsetzbetrag begründen, steht der 
Werbungskostenpauschbetrag nach § 16 Abs. 3 nicht zu. 
Für die Berücksichtigung des Pensionistenabsetzbetrages 
gilt: 

 1. … 

 (6) Stehen einem Steuerpflichtigen die 
Absetzbeträge nach Abs. 5 nicht zu und erhält er Bezüge 
oder Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 oder 2 für 
frühere Dienstverhältnisse, Pensionen und gleichartige 
Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 oder Abs. 1 Z 4 bis 
5, steht ein Pensionistenabsetzbetrag gemäß Z 1 und Z 2 
oder gemäß Z 3 zu. Bei Einkünften, die den Anspruch 
auf einen Pensionistenabsetzbetrag begründen, steht der 
Werbungskostenpauschbetrag nach § 16 Abs. 3 nicht zu. 
Für die Berücksichtigung des Pensionistenabsetzbetrages 
gilt: 

 1. … 

 3. Liegen die Voraussetzungen für einen erhöhten 
Pensionistenabsetzbetrag nach der Z 1 nicht vor, 
beträgt der Pensionistenabsetzbetrag 400 Euro. 
Dieser Absetzbetrag vermindert sich 
gleichmäßig einschleifend zwischen zu 
versteuernden laufenden Pensionseinkünften 
von 17 000 Euro und 25 000 Euro auf Null. 

  3. Liegen die Voraussetzungen für einen erhöhten 
Pensionistenabsetzbetrag nach der Z 1 nicht vor, 
beträgt der Pensionistenabsetzbetrag 
400600 Euro. Dieser Absetzbetrag vermindert 
sich gleichmäßig einschleifend zwischen zu 
versteuernden laufenden Pensionseinkünften 
von 17 000 Euro und 25 000 Euro auf Null. 

 

 4. § 33 Abs. 8 Z 2 lautet:  

(8)  

 1. … 

 (8)  

 1. … 

 2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf den Verkehrsabsetzbetrag haben, nach 
Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, 
sind 50% der Werbungskosten im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen 
Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 
und 5, höchstens aber 400 Euro jährlich 
rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). Bei 
Steuerpflichtigen, die Anspruch auf ein 

 „2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf den Verkehrsabsetzbetrag haben, nach 
Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, 
sind 65% der Werbungskosten im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen 
Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 
und 5, höchstens aber 700 Euro jährlich 
rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). Bei 
Steuerpflichtigen, die Anspruch auf ein 

 2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf den Verkehrsabsetzbetrag haben, nach 
Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, 
sind 5065% der Werbungskosten im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen 
Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 
und 5, höchstens aber 400 700 Euro jährlich 
rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). Bei 
Steuerpflichtigen, die Anspruch auf ein 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 haben, 
sind höchstens 500 Euro rückzuerstatten. 

Pendlerpauschale gemäß § 16. Abs. 1 Z 6 haben, 
sind höchstens 850 Euro rückzuerstatten.“ 

Pendlerpauschale gemäß § 16. Abs. 1 Z 6 haben, 
sind höchstens 500 850 Euro rückzuerstatten. 

 5. § 33 Abs. 8 Z 3 lautet:  

 3. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf den Pensionistenabsetzbetrag haben, nach 
Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, 
sind 50% der Werbungskosten im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 Z 4, höchstens aber 110 Euro 
jährlich, rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). 
Die Rückerstattung vermindert sich um 
steuerfreie Zulagen gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 lit. f. 

 „3. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf den Pensionistenabsetzbetrag haben, nach 
Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, 
sind 65% der Werbungskosten im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 Z 4, höchstens aber 300 Euro 
jährlich, rückzuerstatten (SV-Rückerstattung).“ 

 3. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch 
auf den Pensionistenabsetzbetrag haben, nach 
Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, 
sind 5065% der Werbungskosten im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 Z 4, höchstens aber 110 300 Euro 
jährlich, rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). 
Die Rückerstattung vermindert sich um 
steuerfreie Zulagen gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 lit. f. 

 6. In § 124b wird nach Z 338 folgende Z 339 angefügt:  

§ 124b. 

 1. … 
 § 124b. 

 1. … 

  „339. § 33 Abs. 5 Z 2 und Z 3, § 33 Abs. 6 Z 3, § 33 
Abs. 8 Z 2 und Z 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. xx/2019, sind 
erstmalig anzuwenden, wenn 

 339. § 33 Abs. 5 Z 2 und Z 3, § 33 Abs. 6 Z 3, § 33 
Abs. 8 Z 2 und Z 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. xx/2019, sind 
erstmalig anzuwenden, wenn 

  - die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der 
Veranlagung für das Kalenderjahr 2019, 

 - die Einkommensteuer veranlagt wird, bei 
der Veranlagung für das Kalenderjahr 
2019, 

  - die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch 
Abzug eingehoben oder durch Veranlagung 
festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, 
die nach dem 31. Dezember 2018 enden.“ 

 - die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch 
Abzug eingehoben oder durch 
Veranlagung festgesetzt wird, für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. 
Dezember 2018 enden. 
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